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Theresia Oedl-Wieser: Umsetzung von Gender Mainstreaming in der ländlichen Entwicklung in 
Österreich – Versäumnisse und Perspektiven (S. 207–227)
Die ländliche Entwicklungspolitik hat in Österreich seit dem EU-Beitritt 1995 eine politische und 
monetäre Aufwertung erfahren. In der laufenden Förderperiode (2007 bis 2013) stehen diesem 
Politikbereich rd. 8 Mrd. € zur Verfügung. Im folgenden Beitrag wird diskutiert, inwieweit die 
ländliche Entwicklungspolitik und ihre Förderinstrumente mehr Verteilungsgerechtigkeit, 
Chancengleichheit und Gleichstellung von Frauen und Männern im ländlichen Raum herbeiführen 
können. Am Beispiel des geschlechterpolitischen Ansatzes »Gender Mainstreaming«, der die 
Einbindung der Chancengleichheit von Frauen und Männern in sämtliche politische Konzepte und 
Maßnahmen der Europäischen Union vorsieht, wird dargestellt, wie dieses Instrument im Bereich 
der ländlichen Entwicklung ein- und umgesetzt worden ist und welche Auswirkungen es bisher auf 
die Weiterentwicklung der Geschlechterverhältnisse im ländlichen Raum gehabt hat und in 
Zukunft haben kann.
Schlagworte: Gender Mainstreaming, Geschlechtergleichstellung, ländliche Entwicklung, ländliche 
Entwicklungsprogramme
Theresia Oedl-Wieser: Implementation of Gender Mainstreaming in the Rural Development of 
Austria – Neglects and Perspectives (pp. 207–227)
Since the accession of Austria to the European Union in 1995, rural development policies have 
become increasingly important, both in political and in financial aspects. In the current program 
period (2007–2013), 8 billion € will be spent on rural policy measures in Austria. This article 
analyzes, to which extent rural development policy and its instruments have the potential of 
transforming the gender-relations in favor of more equality. Considering the strategy of »gender 
mainstreaming«, interested in implementing gender equality in all political concepts and measures 
of the European Union, it will be discussed, how comprehensively this strategy has been realized in 
the rural development policies of Austria and which impacts it had and possibly will have for the 
progressive promotion of gender-relations in the rural areas.
Keywords: gender mainstreaming, gender equality, rural development, rural development programs 
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1. Einleitung
Der ländliche Raum und seine Entwicklung haben in der Europäischen Union (EU) 
und in Österreich eine große Bedeutung. Rund 90 Prozent der EU-Fläche werden als 
ländlich bezeichnet, wobei innerhalb der 27 Mitgliedstaaten 56 Prozent der Bevölke-
rung (EU 2009, 9) in ländlichen Regionen leben.1 Bereits Mitte der 1970er-Jahre wurde 
im Zuge der Norderweiterung der EU mit der Förderung benachteiligter ländlicher 
Gebiete begonnen (EG 2006, 4). In der aktuellen Förderperiode (2007 bis 2013) des von 
der Europäischen Union kofinanzierten Österreichischen Programms für die Entwick-
lung des ländlichen Raums (Programm LE 07–13) fließt jährlich rund 1 Mrd. € in die 
ländlichen Gebiete. Der Schwerpunkt dieses österreichweit wirkenden Programms 
liegt auf sektorbezogenen Förderungen, die sich neben investiven Maßnahmen für die 
landwirtschaftlichen Betriebe vor allem auf Agrarumweltmaßnahmen (45 Prozent) 
sowie auf Ausgleichszahlungen im benachteiligten Gebiet und Berggebiet (24 Prozent) 
konzentrieren (BMLFUW 2007, 489–491).
Angesichts der wettbewerbs- und umweltorientierten Ausrichtung des Programms 
LE 07–13 stellt sich die Frage, welche Anknüpfungspunkte es zum Thema Chancen-
gleichheit und Gleichstellung von Frauen und Männern gibt. Auf den ersten Blick 
 erscheint dies schwierig, wird jedoch in Betracht gezogen, dass der Großteil der land- 
und forstwirtschaftlichen Betriebe von Familien bewirtschaftet wird und mehr als drei 
Viertel der österreichischen Bevölkerung in ländlichen Regionen leben, so ist der 
 Personenbezug durchaus gegeben. Und es ist des Weiteren davon auszugehen, dass es 
Frauen und Männer sind, die von den Maßnahmen betroffen sind.
Aus Geschlechterperspektive ist daher zu fragen, welche Wirkung dieses finanziell 
gut dotierte Förderprogramm hat. Sind Frauen im selben Ausmaß wie Männer Nutz-
nießerinnen der Maßnahmen? Wird Chancengleichheit und Gleichstellung durch 
frauen- oder geschlechterspezifische Maßnahmen aktiv gefördert oder wird davon aus-
gegangen, dass Frauen automatisch im Programm LE 07–13 mitpartizipieren? Wie 
sensibel sind die Verantwortlichen in Politik und Verwaltung für geschlechter-
spezifische Implikationen der Förderungen? Die Relevanz dieser Fragestellungen wird 
deutlich, wenn die unterschiedlichen Lebenszusammenhänge von Frauen und 
 Männern in ländlichen Regionen betrachtet werden, die vielerorts noch immer von 
starren Geschlechterrollenbildern geprägt sind. Unterschiede bestehen in Bezug auf 
das Eingebunden-Sein in die Erwerbs- und Versorgungsarbeit, bei der Qualifikation, 
beim Arbeitsplatzangebot, bei Einkommen (-smöglichkeiten) und Mobilität (Aufhauser 
u. a. 2003).
In der politischen Praxis hat sich gezeigt, dass viele regionalpolitische Programme 
und Maßnahmen, die auf den ersten Blick »geschlechterneutral« erscheinen, verschie-
denste Formen der Ungleichheit zwischen Frauen und Männern (re-) produzieren oder 
1 Eine Region gilt nach OECD-Typologie dann als »ländlich«, wenn zumindest 15 Prozent (»maßgeb-
lich ländlich«) oder 50 Prozent (»überwiegend ländlich«) der Bevölkerung in ländlichen Gemeinden 
leben (OECD 1994, Dax 2004) (siehe dazu auch Kap. 3.1).
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festschreiben (EP 2007, 2). Beispielsweise werden Technologie- und Gründerzentren 
meist in Gewerbegebieten abseits der bebauten Ortsteile angesiedelt. Die Erreichbar-
keit ist oft nur mit dem Auto gewährleistet und es fehlen überwiegend Einkaufsmög-
lichkeiten und soziale Infrastrukturen (z. B. Kinderbetreuungseinrichtungen). Dies hat 
zur Folge, dass Frauen, die noch immer zum Großteil die Versorgungs- und Betreu-
ungsarbeiten zu leisten haben, in viel geringerem Ausmaß als Nutzerinnen dieser Ein-
richtungen auftreten als Männer (Aufhauser 2010, 23). Es ist daher aus Geschlechter-
perspektive unumgänglich, vorhandene geschlechterhierarchische Beziehungsmuster 
in ländlichen Entwicklungsprozessen herauszuarbeiten und Maßnahmen zum Abbau 
der Benachteiligung von Frauen umzusetzen. 
Genau hier setzt der geschlechterpolitische Ansatz von »Gender Mainstreaming« 
an, indem er die bislang ausgeblendeten  Geschlechterverhältnisse sichtbar macht und 
geschlechterbezogene Wirkungen von Politiken und Maßnahmen obligatorische 
 Beachtung finden (sollen). Die EU spielt bei der Erschließung von Tätigkeits- und 
Politikbereichen für gleichstellungspolitische Vorhaben im politischen Mehrebenen-
system – EU, Nationalstaaten, Länderebene,  regionale/ lokale Ebene – eine bedeutende 
Rolle (Abels 2008, 302, Squires 2007, 47).
In den Strategischen Leitlinien der Gemeinschaft für die Entwicklung des länd-
lichen Raums (Amtsblatt Nr. L 55 Verordnung (EG) Nr. 114/ 2006) wird der Erschlie-
ßung des in den Regionen vorhandenen Potenzials, also des wirtschaftlichen, sozialen 
und kreativen Potenzials der BewohnerInnen, eine große Bedeutung zugemessen. In-
sofern können die Mittel des von der EU kofinanzierten Programms LE 07–13 auch im 
Lichte des Aufbrechens traditioneller Strukturen und der sozialen Modernisierung ge-
sehen werden. Inwieweit diese Möglichkeit der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Transformation allerdings genutzt wird, liegt in der politischen Verantwortlichkeit der 
Mitgliedstaaten.
Im folgenden Beitrag werden die Entwicklung der Geschlechterpolitik in der EU 
und die Herausbildung der Strategie des Gender Mainstreaming dargestellt. Eines der 
wesentlichen Ziele ist es, festzustellen, ob die EU auch in einem »geschlechterneutral« 
konzipierten und präsentierten Politikbereich wie der ländlichen Entwicklung als 
 Motor für mehr Chancengleichheit und Gleichstellung von Frauen und Männern 
 gewirkt hat und wirken kann. Für die Analyse werden unterschiedliche Quellen heran-
gezogen:
– Forschungs- und Evaluierungsarbeiten der Autorin (Oedl-Wieser 2000, 2004, 
2008a);2
– quantitative und qualitative Erhebungen im Rahmen der an der Bundesanstalt für 
Bergbauernfragen durchgeführten Projekte »Frauen als Akteurinnen in der Agrar- 
und Regionalpolitik – eine Situationsanalyse in Hinblick auf die Umsetzung von 
2 (2000): Policy-Analyse der EU-Regional- und EU-Frauenpolitik; (2004): Evaluierung der Quer-
schnittsfrage Chancengleichheit auf Basis der acht Kapitelevaluierungen des Österreichischen 
 Programms für die Entwicklung des ländlichen Raums (2000 bis 2006) im Rahmen der Zwischen-
evaluierung 2003; (2008a): Analyse von 86 lokalen Entwicklungsstrategien entlang eines Fragen-
katalogs zu Chancengleichheit.
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Gender Mainstreaming in Österreich«3 (Oedl-Wieser 2006) sowie »Die Bedeutung 
von Leader in Österreich – eine qualitative Analyse« (April bis Juni 2009)4;
– Dokumentenanalyse auf EU- und auf nationaler Ebene;
– und ein im August 2009 durchgeführtes Interview mit der Gender Mainstreaming-
Beauftragten des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft (BMLFUW).
Nach den einleitenden Erläuterungen wird in Kapitel 2 die zum Teil sehr dynamische 
Entwicklung der Gleichstellungspolitik der EU skizziert und die Herausbildung und 
Anwendung des geschlechterpolitischen Ansatzes »Gender Mainstreaming« dargestellt. 
Dabei wird insbesondere die Umsetzung von Gender Mainstreaming in den EU-Struk-
turfonds geschildert und diskutiert. Kapitel 3 charakterisiert ländliche Regionen in 
Österreich unter besonderer Berücksichtigung von geschlechterspezifischen Auswir-
kungen ländlicher Entwicklungspolitik. Kapitel 4 erörtert die politische Partizipation 
von Frauen in der ländlichen Entwicklung sowie die Rolle des BMLFUW (Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft) als wich-
tigen Akteurs für die Umsetzung der Strategie Gender Mainstreaming. Anschließend 
wird untersucht, inwieweit diese Strategie in den ländlichen Entwicklungs programmen 
in Österreich (1995 bis 1999, 2000 bis 2006, 2007 bis 2013) realisiert wurde bzw. ange-
wendet wird und welche Wirkungen sie bisher zeigt (Kap. 5). Abschließend fasst Kapi-
tel 6 die wesentlichen Ergebnisse zusammen und es erfolgt ein Ausblick, wie die Um-
setzung von Gender Mainstreaming in der politischen Praxis die Chancengleichheit 
und Gleichstellung von Frauen und Männern in ländlichen Regionen verstärkt voran-
treiben kann.
2.  Die Entwicklung und Bedeutung von Gleichstellungspolitik und Gender 
Mainstreaming in der EU
In der Europäischen Gemeinschaft bzw. Union blieb der Art. 119, der im Römischen 
EG-Vertrag von 1957 den Grundsatz des gleichen Lohns für gleiche Arbeit festlegte, 
lange Zeit der einzige Bezugspunkt für die Gleichstellungspolitik. Erst Mitte der 
1970er-Jahre wurden Richtlinien erlassen, die diesen Grundsatz der Lohngleichheit 
ausdifferenzierten und weiterentwickelten (Oedl-Wieser 2000). Weiters wurden ab 
diesem Zeitraum erste Schritte für eine Frauenförderung und Geschlechterpolitik5 in 
3 Postalische Befragung von 254 politisch aktiven Frauen im/ für den ländlichen Raum.
4 25 Leitfadeninterviews mit BeamtInnen dreier Landesregierungen, ManagerInnen von Lokalen 
 Aktionsgruppen und mit ProjektträgerInnen zum Thema Leader: Leader (Liasion entre actions de 
développement de l’ economie rurale) ist ein EU-Förderprogramm zur Verbindung von Aktionen zur 
Entwicklung der ländlichen Wirtschaft, das in das aktuelle Österreichische Programm zur 
 Entwicklung des ländlichen Raums (Programm LE 07–13) aufgenommen wurde. 
5 »Geschlechterpolitik« umfasst all jene politischen Interventionen, die die Ausgestaltung der 
 Geschlechterverhältnisse direkt oder indirekt beeinflussen. Der engere Begriff »Frauen- oder 
 Gleichstellungspolitik« bezieht sich hingegen auf vorwiegend sozialpolitische Maßnahmen, um  
die Situation von Frauen und Mädchen v. a. durch Berücksichtigung geschlechterspezifischer 
Bedürfnisse zu verbessern (Abels 2008, 293).
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den Strukturfonds gesetzt – vor allem durch Bereitstellung von Mitteln im Europäi-
schen Sozialfonds (ESF) im Bereich Arbeitsmarkt und Beschäftigung. In weiterer  Folge 
startete die EU-Kommission mehrjährige Aktionsprogramme zur Chancengleichheit 
von Frauen und Männern (Lutz u. a. 2009, 139).
2.1 Aktionsprogramme zur Chancengleichheit von Frauen und Männern
Hatten in den 1970er-Jahren die Schwerpunkte der Geschlechterpolitik noch eher auf 
den rechtlichen Aspekten wie der Verabschiedung von Richtlinien oder von Urteilen 
des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) gelegen, so wurde bald deutlich, dass die 
 Anwendung von Gesetzen oder Urteilen allein nicht ausreichte, um die Chancengleich-
heit auch in der Realität zu fördern. Andere Maßnahmen waren nötig, um die Stellung 
der Frauen in der Gesellschaft aufzuwerten. Aus diesem Grunde entwickelte die Kom-
mission die so genannten »Aktionsprogramme« (Oedl-Wieser 2000, 111). Die ersten 
beiden Aktionsprogramme zur Chancengleichheit von Frauen und Männern (1981 bis 
1985; 1986 bis 1990) setzten neben der rechtlichen Gleichstellung auf Frauenförderung, 
und zielten dabei auf eine Verbesserung der beruflichen Chancen der Frauen.
Anfang der 1990er-Jahre begann mit dem dritten Aktionsprogramm (1991 bis 1995) 
eine Phase von koordinierten frauen- und gleichstellungspolitischen Aktivitäten. Es 
entstanden europaweit vernetzte Frauenorganisationen, die beim Europäischen Parla-
ment und der EU-Kommission Lobby-Arbeit betrieben. So wurde 1990 die Europäi-
sche Frauenlobby gegründet und entstand 1992 das »Network on Women in Decision 
Making«. Es formierten sich demnach starke gleichstellungsorientierte Allianzen, die 
ein positives Klima für das dritte Aktionsprogramm und für die Weiterentwicklung der 
Geschlechterpolitik in der EU schufen (Stratigaki 2005, 171, Holz/ Neusüß 2006, 4). 
Beginnend mit dem dritten Aktionsprogramm und in den darauf folgenden Program-
men wurde der enge Erwerbsbezug in der Geschlechterpolitik aufgeweicht. Damit 
konnten gesellschaftliche Bereiche einbezogen werden, die für die Erwerbsfähigkeit 
von Frauen relevant waren und sind. Trotz der ambitionierten Absichten der Program-
me, die sehr wesentliche Impulse für die internationale Vernetzung von frauen- und 
gleichstellungspolitischen Akteurinnen auf nationaler und regionaler Ebene setzten, 
konnten die Projekte oft nicht über den Pilotstatus hinausgelangen – die Aktionspro-
gramme waren dafür zu niedrig dotiert (Abels 2008, 296, Oedl-Wieser 2000, 131).
2.2  Aufbruch in eine neue geschlechterpolitische Ära – Motive und Hintergründe 
für Gender Mainstreaming
Die EU hat sich seit den 1990er-Jahren verstärkt zu einem eigenständigen und fort-
schrittlichen supranationalen Geschlechterregime entwickelt. Im Laufe der Zeit 
 wurden über den Erwerbsbezug hinausgehende gesellschaftliche Fragen und Bereiche 
(z. B. Vereinbarkeit von Beruf und Familie) in die Geschlechterpolitik miteinbezogen. 
Eine wichtige Rolle spielten dabei die EU-Kommission, die für die Weiterentwicklung 
der Geschlechterpolitik Unterstützung beim Europäischen Parlament fand, sowie der 
EuGH: Dieser entwickelte diesbezüglich das Gemeinschaftsrecht in zahlreichen 
 (mutigen) Urteilen weiter (Abels 2008, 306–307).
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Erstmals wurde Gender Mainstreaming als Handlungsorientierung offiziell 1996 
in der Mitteilung der Europäischen Kommission zur »Einbindung der Chancengleich-
heit in sämtliche politische Konzepte und Maßnahmen der Gemeinschaft« vorgestellt:
»Hierbei geht es darum, die Bemühungen um das Vorantreiben der Chancengleichheit 
nicht auf die Durchführung von Sondermaßnahmen für Frauen zu beschränken, sondern 
zur Verwirklichung der Gleichberechtigung ausdrücklich sämtliche allgemeinen 
 politischen Konzepte und Maßnahmen einzuspannen, indem nämlich die etwaigen 
 Auswirkungen auf die Situation der Frauen bzw. der Männer bereits in der Konzeptphase 
aktiv und erkennbar integriert werden (›gender perspective‹). Dies setzt voraus, dass 
diese politischen Konzepte und Maßnahmen systematisch hinterfragt und die etwaigen 
Auswirkungen bei der Festlegung und Umsetzung berücksichtigt werden« 
(Kommission der Europäischen Gemeinschaften 1996, 1).
Im Zuge der 4. UN-Weltfrauenkonferenz 1995 in Peking war die Europäische Kommission 
sehr stark an der Verankerung der Strategie von Gender Mainstreaming in die Erklä-
rungen der Konferenz beteiligt. Die Ursprünge des Ansatzes sind in der internationalen 
Frauenbewegung und ihren Netzwerken zu verorten (Stratigaki 2005, 166). Grundlegen-
der Ausgangspunkt für Gender Mainstreaming ist somit, dass alle Bereiche des politi-
schen und administrativen Handelns sowie die fachlich-inhaltlichen Aspekte von Pro-
grammen, Projekten und Maßnahmen gleichstellungs- und geschlechter relevant sind.
Ohne das zivilgesellschaftliche Engagement der (internationalen) Frauen bewegung, 
wichtige Impulse von Politikerinnen- und Expertinnennetzwerken und die Offenheit 
der EU-Institutionen (Kommission, Parlament) für die Zusammenarbeit mit diesen 
Frauengruppen hätten sich die Geschlechterpolitik im weiteren Sinne sowie die Frauen- 
und Gleichstellungspolitik im engeren Sinne nicht so dynamisch entfalten können 
(Abels 2008, 303, Stratigaki 2005, 168). Die EU-Geschlechterpolitik entwickelte sich in 
den 1990er-Jahren zu einer der weltweit progressivsten Politiken in diesem Bereich 
(Abels 2008, 307). Nur durch das Zusammenwirken im velvet triangle6 konnte im Lau-
fe der Zeit die primärrechtlich fixierte Gleichstellungsnorm mit Leben erfüllt werden.
Pollack und Hafner-Burton (2000, 434–436) konkretisierten diese Entwicklung, 
indem sie das Zusammenwirken von drei Faktoren im Bereich der Geschlechterpolitik 
anführten: »politische Möglichkeiten« (political opportunities), »Mobilisierung von 
Strukturen« (mobilizing structures) und »strategisches Handeln« (strategic framing). Als 
wichtige political opportunities sahen sie die Erweiterung der EU 1995 durch die drei 
neuen Mitgliedstaaten Finnland, Österreich und Schweden – allesamt Länder, die auf 
eine teils lange Tradition in der Umsetzung von Frauenpolitik zurückblicken konnten. 
Ein weiterer wichtiger Faktor war die im Vertrag von Maastricht7 (1992) erfolgte poli-
6 Alison Woodward (2004) hat den Begriff »velvet triangle« – das samtene Dreieck – geprägt, in dem 
die Zusammenarbeit zwischen Frauen in Parlamenten und Parteien, Frauen in der staatlichen Ver-
waltung sowie den Frauenbewegungen zum Ausdruck kommt.
7 Der Vertrag von Maastricht misst dem Europäischen Parlament eine größere Rolle zu. In diesem 
Vertrag wird ein neues Mitentscheidungsverfahren eingeführt, das es dem Europäischen Parlament 
ermöglicht, Rechtsakte gemeinsam mit dem Europäischen Rat zu erlassen. Dieses Verfahren setzt 
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tische Stärkung des Europäischen Parlaments und seiner ParlamentarierInnen, die sich 
für eine aktive Geschlechterpolitik einsetzten. Als mobilizing structures formierten sich 
gemäß Analysen von Pollack und Hafner-Burton EU-interne Akteurinnen wie das 
Büro für Chancengleichheit bei der Kommission, EU-Parlamentarierinnen des Aus-
schusses für die Rechte der Frau, Vertreterinnen internationaler Frauengruppen und 
-netzwerke sowie Gleichstellungsexpertinnen. Dieses Netz an couragierten und supra-
national agierenden Frauen bündelte die gemeinsamen Interessen im neuen politi-
schen Ansatz des Gender Mainstreaming und verankerte ihn durch strategic framing
in der EU. Das bedeutet, dass Gender Mainstreaming im Laufe der 1990er-Jahre zum 
bedeutendsten politischen Ansatz in der Geschlechterpolitik der EU avancierte. In 
weiterer Folge gelang es, die Geschlechterspezifik der Politik im politischen Mehrebenen-
system der Europäischen Union sichtbar zu machen (Pollack/ Hafner-Burton 2000, 435, 
Sauer 2005, 95).
2.3 Gender Mainstreaming in den EU-Strukturfonds
In der Europäischen Union wurde erstmals 1993 die Förderung der Chancengleichheit 
von Frauen und Männern auf dem Arbeitsmarkt als Zielvorgabe für alle Strukturfonds 
in einer Rahmenverordnung verankert (Amtsblatt Nr. L 193 Verordnung (EG) 
Nr. 2081/ 1993). Zuvor war das Weißbuch der Europäischen Kommission zu »Wachs-
tum, Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung« (Kommission der Europäischen Gemein-
schaften 1993) wegen seiner fehlenden geschlechterspezifischen Sichtweise von Frauen-
gruppen sehr stark kritisiert worden. Diese Kritik hatte dazu geführt, dass die Her-
stellung von Chancengleichheit im Zuge der Reform der gemeinsamen Strukturpolitik 
als Gemeinschaftsziel in der Rahmenverordnung aller Strukturfonds festgeschrieben 
wurde.  Damit wurde der Europäische Sozialfonds (ESF), der das wichtigste beschäfti-
gungspolitische Finanzierungsinstrument der EU darstellt, spezifischer und präziser 
der Frauenförderung verpflichtet (Lutz u. a. 2009, 155).
Die Agenda 20008 verankerte Gender Mainstreaming schließlich als leitendes 
Prinzip in den Richtlinien der Strukturfonds (Amtsblatt Nr. L 161/ 1 Verordnung (EG) 
Nr. 1260/ 1999). Dies bedeutete konkret, dass die Mitgliedstaaten in der Programm-
planungsperiode 2000 bis 2006 die Förderung der Gleichstellung von Männern und 
Frauen nicht nur bei den sozialen, sondern auch bei den regionalen Zielen berück-
sichtigen mussten. Im März 2000 veröffentlichte die Europäische Kommission ein 
»Technisches Papier 3: Einbeziehung der Chancengleichheit von Frauen und Männern 
in die Strukturfondsmaßnahmen« (Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
2000b). Allerdings liefen zu diesem Zeitpunkt bereits zahlreiche Programmplanungen, 
so dass die Empfehlungen EU-weit kaum mehr berücksichtigt wurden. Im Juni 2000 
beschloss die Europäische Kommission schließlich die »Rahmenstrategie zur Förde-
verstärkte Kontakte zwischen dem Parlament und dem Rat voraus, damit diese zu einer Einigung 
gelangen können. Außerdem wird das Parlament an der Einsetzung der Kommission beteiligt.
8 Mit der Agenda 2000 wurden mehrere EU-Politiken (einschließlich der Agrarpolitik) reformiert. 
Basis dafür war ein Beschluss der Staats- bzw. Regierungschefs auf dem Gipfeltreffen des Europäi-
schen Rates von Berlin im März 1999 (EG 2006, 4).
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rung der Gleichstellung von Frauen und Männern« (Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften 2000a). Diese forderte die bessere Nutzung der Strukturfonds für die 
gleichstellungspolitischen Anliegen. In dieser Rahmenstrategie artikulierte die Euro-
päische Kommission sehr deutlich folgendes Anliegen: Angesichts der nach wie vor 
bestehenden Ungleichheiten wird es künftig unverzichtbar sein, parallel zu Gender 
Mainstreaming spezifische Frauenfördermaßnahmen durchzuführen – daher beruht 
die Rahmenstrategie auf diesem dualen Ansatz.
2.4  Bewertungen der Umsetzung von Gender Mainstreaming in 
den EU-Strukturfonds
Ende 2002 veröffentlichte die Europäische Kommission eine erste Bewertung der 
 Umsetzung von Gender Mainstreaming in den Strukturfonds. In den Programmen 
und Gemeinschaftsinitiativen, die primär mit Mitteln aus dem Europäischen Fonds für 
Regionalentwicklung (EFRE) und dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantie-
fonds für die Landwirtschaft (EAGFL) kofinanziert wurden, gab es in den meisten 
Ländern lediglich zaghafte Ansätze für eine verbesserte Einbindung des Gleich-
stellungsziels. Als großes Problem stellte sich beim EAGFL heraus, dass die meisten 
Mittel in den Agrarsektor flossen. Die Maßnahmen in Bereichen, in denen Frauen 
stärker vertreten sind und die sich positiv auf die Geschlechtergleichstellung auswirken 
können, wie etwa Diversifizierung landwirtschaftlicher Tätigkeiten9, Aus- und Weiter-
bildung, neue Beschäftigungsmöglichkeiten (Dienstleistungen, Informations- und 
Kommunikationstechnologie), Kleinunternehmen im regionalen Tourismus, Herstel-
lung und Verkauf regionaler Produkte, sind nur sehr gering dotiert. Gleichstellungs-
fragen in Bezug auf Frauen und Männer wurden vor allem in der Arbeitsmarkt- und 
Bildungspolitik im Rahmen des Europäischen Strukturfonds (ESF) thematisiert 
 (Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2002).
Als Weiterentwicklung der Rahmenstrategie zur Chancengleichheit wurde 2006 
der »Fahrplan für die Gleichstellung von Frauen und Männer« (Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften 2006) beschlossen. Dieser führt im Besonderen aus: Die 
Gleichstellung der Geschlechter ist ein Grundrecht und ein gemeinsamer Wert der EU 
sowie eine Voraussetzung, um die EU-Ziele für Wachstum, Beschäftigung und 
 Zusammenhalt zu erreichen. Um das Ziel gleicher wirtschaftlicher Unabhängigkeit für 
Frauen und Männer zu realisieren, sieht die Kommission vor, gemeinsam mit den 
 Mitgliedstaaten Gender Mainstreaming und spezifische Maßnahmen für die Planung 
und Umsetzung der neuen Strukturfonds (EFRE und ESF) und des ELER10 im  Zeitraum 
  9 U. a. die Be- und Verarbeitung landwirtschaftlicher Produkte, Urlaub am Bauernhof.
10 Durch die Verordnung (EG) Nr. 1698/ 2005 wurde der Europäische Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) etabliert. Die integrierte ländliche Entwicklungspolitik 
wurde für die Finanzierungsperiode 2007 bis 2013 in vier »Achsen« strukturiert: Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Land- und Forstwirtschaft (z. B. Investitionsförderung), Verbesserung der 
Umwelt und des ländlichen Raums (v. a. Agrarumweltmaßnahmen), Lebensqualität im ländlichen 
Raum und Diversifizierung der ländlichen Wirtschaft sowie Leader (Entwicklung gebietsbezogener 
Entwicklungsstrategien und Kooperationsprojekte) (EG 2006, 7, Feindt 2008, 197).
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von 2007 bis 2013 zu fördern: Dies soll durch die Bereitstellung angemessener Ressourcen 
für Gleichstellungsaufgaben und ein entsprechendes Monitoring erreicht werden.
Im Jahr 2007 veröffentlichte schließlich das Europäische Parlament eine Evaluie-
rungsstudie zur Umsetzung von Gender Mainstreaming in den Strukturfonds. Es 
 wurde resümierend festgestellt, dass die eigentliche Zielsetzung von Gender Mainstrea-
ming zu wenig klar ist, da es noch immer eher als Strategie zur Umsetzung von positiven 
Aktionen für Frauen angesehen wird und nicht so sehr als integrierter Politikansatz, 
der in allen politischen Maßnahmen und Programmen zur Anwendung kommen muss. 
Darüber hinaus wurde kritisiert, dass bisher fachpolitikspezifische Instrumente und 
ausgewiesene Ressourcen (Personal, Finanzen) für eine effektive Realisierung von 
Gender Mainstreaming weitgehend fehlen. Als weitere wesentliche Schwierigkeit wird 
genannt, Anknüpfungspunkte zur operativen Umsetzung von Gender Mainstreaming 
in jenen Strukturfonds zu finden, deren Maßnahmen sich nicht direkt an Personen 
richten (EP 2007). Dieses Problem ist auch im Rahmen der österreichischen Program-
me für die Entwicklung des ländlichen Raums von Bedeutung.
2.5 Konsequenzen aus der Entwicklung von Gender Mainstreaming in der EU
Gender Mainstreaming erweist sich als eine umfassende und sehr fordernde Strategie, 
da die Strukturen selbst, welche die Ungleichheit von Frauen und Männer immer 
 wieder produzieren, umgestaltet werden sollen (Council of Europe 2004, Pollack/ Haf-
ner-Burton 2000, 435). »Gender« in den »Mainstream« bringen, bedeutet, dass die 
bislang ausgeblendeten Geschlechterverhältnisse in den einzelnen Politikfeldern sicht-
bar werden, auch in den als »geschlechter-neutral« angesehenen –, und dass die 
 Beachtung geschlechterbezogener Wirkungen im politischen und administrativen 
Handeln obligatorisch wird (Stiegler 2005, 31–32). Durch die Kodifizierung von Gender 
Mainstreaming im Amsterdamer Vertrag 1999 ist Chancengleichheit als Ziel in sämt-
lichen Politikfeldern zu verankern und auf die Beseitigung von Geschlechterungleich-
heiten hinzuwirken. Gender Mainstreaming wird dabei als systematischer, integrierter 
und geschlechtersensibler Handlungsansatz bei allen Interventionen, in allen Phasen 
der Umsetzung und unter Beteiligung möglichst vieler AkteurInnen verstanden.
Die Einschätzungen über die politischen Wirkungsmöglichkeiten gehen zum Teil 
weit auseinander. Während die BefürworterInnen in Gender Mainstreaming eine 
 effektive Strategie zur Weiterentwicklung der Geschlechterpolitik in der EU sehen, 
 bemängeln KritikerInnen vor allem, dass es keine klaren Formulierungen zu einem 
gleichstellungspolitischen Ziel gibt und Gender Mainstreaming ein sehr vage ausfor-
muliertes Politikinstrument darstellt, das in allen politischen Bereichen angewendet 
werden soll (Kahlert 2008, 131, Wöhl 2007, 160).
Die Umsetzungsprobleme beginnen bereits in der EU-Kommission: Hier wurden 
zwar einige Strukturen (z. B. zwei Referate in der Generaldirektion Beschäftigung: 
 soziale Angelegenheiten und Chancengleichheit, Kommissarsgruppe Chancengleich-
heit) geschaffen, zugleich sind jedoch die Beharrungskräfte und die Abwehr in zahl-
reichen Generaldirektionen sehr stark, so dass von keiner systematischen Umsetzung 
gesprochen werden kann (Hafner-Burton/ Pollack 2009). Andererseits sind im politi-
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schen Mehrebenensystem der EU durchaus Fortschritte auf Ebene der Mitgliedstaaten 
festzustellen: Diese haben nämlich – trotz fehlender Implementationspflicht aufgrund 
von »weichem Recht« (Instrumente ohne verbindliche Rechtswirkungen wie Empfeh-
lungen, Leitlinien etc.) – damit begonnen, die Strategie des Gender Mainstreaming 
umzusetzen. Dies wird u. a. mit Lernprozessen der politischen und administrativen 
Eliten erklärt (Abels 2008, 302).
3.  Ländliche Regionen in Österreich – Charakteristika und 
geschlechterspezifische Auswirkungen ländlicher Entwicklungspolitik
Ländliche Regionen haben in Österreich und in weiten Teilen der EU eine große 
 Bedeutung. Wie in den folgenden zwei Abschnitten skizziert wird, sind sie sehr unter-
schiedlich strukturiert und ausgestattet, was sich in der wirtschaftlichen Entwicklung 
deutlich niederschlägt. Für die Entwicklung der ländlichen Regionen, die im  Rahmen 
der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) erfolgt, werden derzeit 11 Prozent des EU-Budgets 
veranschlagt (EG 2009). Diese Förderungen zielen auf den Abbau wirtschaftlicher und 
sozialer Ungleichgewichte in der Gemeinschaft und auf die Förderung der Wettbe-
werbsfähigkeit von Regionen ab. Damit soll die Kohäsion, also der wirtschaftliche und 
soziale Zusammenhalt, in der EU gestärkt werden (Kopp-Malek 2008, 141). Im  Rahmen 
dieses Beitrags interessiert vor allem, welche geschlechterspezifischen Implikationen 
ländliche Entwicklungspolitik und Förderprogramme für den länd lichen Raum haben 
(Kap. 3.3 und Kap. 5).
3.1 Allgemeine Merkmale ländlicher Regionen
In der Europäischen Union sind ländliche Regionen durch eine große Vielfalt gekenn-
zeichnet. Dies gilt sowohl für Wirtschaftsaktivitäten, Einkommen, infrastrukturelle 
Ausstattung, soziale Situation und kulturellen Gegebenheiten, als auch für die Land-
schaften und Naturräume. Rund 45 Prozent der Fläche der EU bestehen aus landwirt-
schaftlichen Nutzflächen und 35 Prozent aus Wald (EG 2006). Die Ausdifferenzierung 
der ländlichen Räume setzte bereits vor Jahrzehnten ein, als die Bedeutung der Land-
wirtschaft als wichtigster Wirtschaftssektor abnahm.
Für die Abgrenzung ländlicher Regionen wurde in der EU und somit auch in 
 Österreich (u. a. für das Programm LE 07–13) weitgehend die OECD-Typisierung 
(OECD 1994) übernommen: Nach Bevölkerungsdichte werden drei Typen von Regionen 
unterschieden – »überwiegend städtisch«, »überwiegend ländlich« und »maßgeblich 
ländlich« (BMLFUW 2007, 5–6, Dax 2004, 5). Eine Region gilt demnach als »über-
wiegend ländlich«, wenn 50 Prozent ihrer EinwohnerInnen in ländlichen  Gemeinden 
leben, als »überwiegend städtisch«, wenn dies für weniger als 15 Prozent zutrifft, und 
als »maßgeblich ländlich«, wenn zwischen 15 und 50 Prozent der Bevölkerung in länd-
lichen Gemeinden angesiedelt sind. Nach dieser Definition zählen 93 Prozent des 
 Hoheitsgebiets der EU-27 zum ländlichen Raum, wobei 56 Prozent der Bevölkerung 
(EU 2009, 9) in diesen ländlichen Regionen leben. Für Österreich gilt nach dieser 
 Typologie, dass rund 75 Prozent der Bevölkerung im ländlichen Raum wohnen und 91 
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Prozent des Staatsgebiets ländlich geprägt sind – davon sind 70 Prozent als Berggebiet 
klassifiziert (BMLFUW 2007, 5).
3.2 Disparitäten ländlicher Regionen
Hinter dieser Einteilung ländlicher Räume verbergen sich jedoch oft sehr große regio-
nale Disparitäten und dementsprechend unterschiedlich verläuft ihre wirtschaftliche 
Entwicklung. Periphere ländliche Gebiete sind etwa durch eine geringe Wertschöpfung, 
eine ungünstige Arbeitsplatzsituation sowie niedrige Beschäftigungszahlen gekenn-
zeichnet sowie von (kontinuierlicher) Abwanderung und infolgedessen von zuneh-
mender Überalterung betroffen. Dax u. a. (2009, 18–19) haben für Österreich eine 
 etwas differenzierte Typologie für ländliche Regionen aufgestellt: erstens »ländliche 
Gebiete in urbanisierten Regionen« – meist strukturstarke Gebiete im Stadtumland 
oder im Umfeld überregionaler Verkehrsachsen, zweitens »vom Intensivtourismus 
 geprägte ländliche Gebiete« und drittens »periphere ländliche Gebiete« – meist struktur-
schwache Regionen in inneralpiner Lage (z. B. Lungau/ Salzburg, Bezirk Murau/ Steier-
mark) oder Grenzlage (etwa Waldviertel/ Niederösterreich, Südburgenland).
Neben den wirtschaftlichen, infrastrukturellen und politisch-institutionellen 
 Faktoren beeinflussen die sozialen Gegebenheiten und die kulturellen Werte die regio-
nale Entwicklung. Die Bevölkerung in ländlichen Regionen zeichnet sich durch viel-
fältige Unterschiede hinsichtlich Interessen, Beruf, Qualifizierung, Geschlecht, Alter, 
Herkunft und Ethnie aus. Die vorhandene Vielfalt als Qualität und Potenzial anzu-
sehen, setzt voraus, sich intensiv mit den Lebensbedingungen und Bedürfnissen der 
heterogenen Gruppen vor Ort zu befassen (Oedl-Wieser 2010b, Aufhauser u. a. 2003). 
So trat beispielsweise ein Lungauer Unternehmer wegen akutem Arbeitskräftemangel 
an das Arbeitsmarktservice heran. Dieses suchte die Zusammenarbeit mit der 
 Regionalmanagerin für Chancengleichheit im Lungau. Gemeinsam wurde der Einstieg 
von Frauen in den handwerklich-technischen Bereich ermöglicht und es wurde ein 
Betriebs kindergarten mit adäquaten Öffnungszeiten eingerichtet (Schindler-Perner 
2010, 35). Durch diese Kooperation wurden einerseits geschlechterspezifische Grenzen 
bei der Arbeitsplatzwahl von Frauen überschritten und andererseits mit der 
 betrieblichen Kinderbetreuung die Berufstätigkeit der Frauen vielfach erst möglich 
gemacht.
3.3 Geschlechterspezifische Implikationen ländlicher Entwicklungspolitik
Ländliche Entwicklungspolitik wird in ihren Wirkungen meist als »geschlechter-
neutral« wahrgenommen, d. h. es wird angenommen, dass sie auf Frauen und Männer 
gleiche Effekte hat. Aufgrund der unterschiedlichen Lebenszusammenhänge von 
 Frauen und Männern wirken sich jedoch regionalpolitische Maßnahmen und Instru-
mente unterschiedlich auf sie aus. Zieht man etwa die Verteilung der Fördermittel in 
der aktuellen Förderperiode (2007 bis 2013) heran, so zeigt sich: Die Mittel für  Bildung 
sowie für sektorübergreifende Maßnahmen und Projekte – auch im sozialen und kul-
turellen Bereich – sind nur sehr niedrig dotiert. Maßnahmen mit gesellschaftlich trans-
formativem Charakter, die auch Geschlechterverhältnisse verändern (können), werden 
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demnach nur in geringem Ausmaß gefördert. Reeves (2002, 199) sieht in der Nicht-
berücksichtigung von geschlechterspezifischen Verhältnissen in regionalen Politikbe-
reichen die Gefahr, dass traditionelle Geschlechterrollen zementiert und  regionale 
Fördermittel fehlgeleitet werden.
In zahlreichen regionalen Entwicklungsstrategien und Programmen wird noch 
immer auf klischeehafte Frauenbilder zurückgegriffen. Frauen gelten darin als »mit 
Defiziten behaftete Arbeitskräfte« (aufgrund von Bildung und Qualifizierung, Ver-
antwortung für die Versorgungsarbeit) oder sie erscheinen als »automatisch Mitparti-
zipierende« an den geförderten Maßnahmen und Projekten (Aufhauser u. a. 2003, 
Oedl-Wieser 2008a). Für eine gleichstellungsorientierte Ausrichtung ländlicher 
 Entwicklung wird es in Zukunft unerlässlich sein, die unterschiedlichen Lebensverhält-
nisse von Frauen und Männern in ländlichen Regionen sichtbar zu machen. So fehlt es 
bislang weitgehend an geschlechterdisaggregierten regionalen Datenbasen und Daten-
pools. Ein weiteres wichtiges Instrument wäre auch das Zusammenführen von Exper-
tInnenwissen zu Chancengleichheit und Gender Mainstreaming im Bereich der Regio-
nal- und ländlichen Entwicklungspolitik durch eine vermehrte Vergabe von For-
schungsaufträgen zu dieser komplexen Querschnittsthematik.
Im Falle der ländlichen Entwicklung sind es meist männliche politische und 
 administrative Akteure, die über die Ausrichtung der Maßnahmen und Förderpro-
gramme bestimmen. Sie entscheiden damit auch über den Zugang von Frauen und 
Männern zu Ressourcen in ländlichen Regionen (Oedl-Wieser 2006). Bestehende 
 Benachteiligungen von Frauen und Ausschließungsmechanismen führen zur verstärkten 
Forderung, die Geschlechterperspektive in die ländliche Entwicklung einzubeziehen, 
was bisher nicht mit der dafür erforderlichen Professionalität und Nachhaltigkeit 
 geschehen ist.
4.  Politische Partizipation von Frauen in der ländlichen Entwicklung und 
die Umsetzung von Gender Mainstreaming am Beispiel des BMLFUW
Im Prozess der ländlichen Entwicklung hat die politische Mitbestimmung großes 
 Gewicht für die Gestaltung der Lebensqualität in den Regionen. Frauen wirken in 
diesen Gestaltungs- und Entscheidungsprozessen bislang zu wenig mit.
4.1 Politische Partizipation von Frauen in der ländlichen Entwicklung 
Im räumlichen Mehrebenensystem zeigt sich sehr deutlich, dass der Anteil von Frauen 
in politischen Funktionen abnimmt, je niedriger die räumliche Ebene ist. So ist seit den 
1990er-Jahren zwar ein Anstieg des Frauenanteils in politischen Gremien auf Bundes- 
und Landesebene festzustellen, auf regionaler und lokaler Ebene ist jedoch die Zahl 
von politisch aktiven Frauen noch immer verschwindend gering (Oedl-Wieser 2010a). 
Lediglich 5 Prozent der Bürgermeisterämter sind mit Frauen besetzt (Der Standard, 
22. 5. 2010). Diese Unterrepräsentanz der Frauen ist nicht nur demokratiepolitisch sehr 
bedenklich – auch der Diskurs der ländlichen Entwicklung wird demzufolge aus einer 
durchwegs männlichen Sicht konstruiert und beherrscht.
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Die ländliche Entwicklungspolitik als zweite Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik 
wird in Österreich vorwiegend von Vertretern des Agrarbereichs gestaltet. Die enge 
personelle Verflechtung vor allem männlicher Akteure in der Gesetzgebung, Verwal-
tung und Interessenvertretung sowie die Abgeschlossenheit des Systems, also der ein-
geschränkte Zugang für Frauen in weiten Teilen, lassen auf die Zuschreibung einer 
»hegemonialen Männlichkeit«11 im agrarischen Bereich schließen. So sind etwa alle 
Präsidenten der Landwirtschaftskammern Männer und in den Vollversammlungen 
sind nur knapp 15 Prozent der Delegierten weiblichen Geschlechts, obwohl 
40 Prozent der LeiterInnen landwirtschaftlicher Betriebe in Österreich Frauen sind. 
Ein ähnliches Bild zeigt sich in der politischen Vertretung (Nationalrat, Landtage) oder 
im Bereich der Sektorsolidarität (Raiffeisenverband, Bäuerliche Sozialversicherung). In 
die oberste Führungsebene des Raiffeisenverbandes etwa ist bislang keine Frau vor-
gedrungen (Oedl-Wieser 2006).
Seit den 1990er-Jahren gewinnen die Regionen zunehmende Bedeutung als Gestal-
tungs- und Entscheidungsebene in Österreich. Es wurden zahlreiche neue intermediäre 
Strukturen meist auf der regionalen Ebene aufgebaut wie z. B. Regionalmanagement-
stellen oder Initiativen im zivilgesellschaftlichen Bereich (Klimabündnis, Lokale Agen-
da/ LA21). Auch gibt es mittlerweile in Österreich nahezu flächendeckend Lokale Aktions-
gruppen der EU-Leader-Initiative, die nunmehr im Programm LE 07–13 integriert ist 
(siehe dazu Kap. 1, Fußnote 4, S. 210). In den Entscheidungsgremien dieser neuen Struk-
turen wird deutlich sichtbar, dass sich die mangelnde politische Präsenz von Frauen in 
den Gemeinden auch in den regionalen Strukturen fortsetzt, da diese  Gremien vielfach 
mit Bürgermeistern der Region beschickt werden (Oedl-Wieser 2010a). Es ist somit festzu-
stellen, dass sich die männerdominierten Entscheidungsstrukturen in den neuen inter-
mediären Strukturen und ländlichen Initiativen in Österreich reproduzieren.
Aufgrund der gegenwärtigen Verhältnisse ist es an der Zeit, die Quote für Frauen 
in lokalen und regionalen Entscheidungsgremien ernsthaft und verstärkt zu diskutie-
ren. Besonders wichtig ist jedoch, dass Frauen die Möglichkeit der politischen Gestal-
tung zunehmend als Chance sehen, auch für ihre persönliche Entwicklung, und dass 
dadurch die politische Arbeit auf lokaler wie regionaler Ebene attraktiver und zeit-
gemäßer gestaltet wird.
4.2  Gender Mainstreaming in politisch-Institutionellen Strukturen: 
Fallbeispiel BMLFUW
EU-weite und nationale Erfahrungen haben gezeigt: Die Berücksichtigung von Chancen-
gleichheit und Gleichstellung von Frauen und Männern in struktur- und regionalpoli-
tischen Politikfeldern, Programmen und Projekten hängt sehr stark von Personen ab, 
die Chancengleichheit für wichtig erachten, weitertragen und vorantreiben wollen 
(Hafner-Burton/ Pollack 2009, Aufhauser u. a. 2003, Oedl-Wieser 2008a). Dieses 
11 Connell (2006) formuliert die zentrale Annahme, dass jede Gesellschaft ein hegemoniales Männlich-
keitsmuster ausbildet, dem Weiblichkeit und alle anderen Formen von Männlichkeit untergeordnet 
sind. Dieses Muster beinhaltet spezifische Handlungsweisen, Stilmittel, institutionelle Arrangements 
und Beziehungsformen.
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 Thema ist stark emotionalisiert, da die Berücksichtigung der Chancengleichheit der 
Geschlechter gesellschaftliche Veränderungen anstößt, die Männer in stärkerem Aus-
maß betreffen als Frauen: Männer haben dann verstärkt Versorgungsarbeit zu  leisten 
und werden dadurch in ihrer Zeitverfügbarkeit eingeschränkt; weiters müssen sie 
 Gestaltungsmacht abgeben, wenn Frauen in stärkerem Maße (höhere) wirtschaftliche 
und politische Positionen bekleiden. Die EU formuliert zwar die politische  Absicht für 
Gender Mainstreaming, bei Nichtberücksichtigung durch die Mitgliedstaaten sind 
 jedoch keine Sanktionsmöglichkeiten vorgesehen.
In Österreich ist das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft (BMLFUW) sowohl politisch-institutionell als auch fachlich-
inhaltlich für die Umsetzung von Gender Mainstreaming in der ländlichen Entwick-
lung zuständig. Welche Bedeutung haben nun die Verwaltungsstellen auf Bundes- und 
Landesebene, wenn es um die Integration von Chancengleichheit und Gleichstellung 
von Frauen und Männern in der ländlichen Entwicklung geht? Das BMLFUW ist einer 
der wichtigsten Akteure im oben erwähnten männerdominierten Netzwerk im Politik-
feld ländliche Entwicklung (Oedl-Wieser 2006). Verantwortlich für die Erstellung, Im-
plementierung und Evaluierung des Programms für die Entwicklung des ländlichen 
Raums (Programm LE 07–13) hält es alle wichtigen Fäden in der Hand. Es liegt in der 
Kompetenz und im Ermessen des Ministeriums, Vorgaben für die Umsetzung und 
Einbindung von Chancengleichheit sowie Gleichstellung von Frauen und Männern für 
programmverantwortliche Landesstellen (PVL) zu formulieren. Diese Möglichkeit 
wurde bis jetzt allerdings nicht ausreichend genutzt. Nur in geringem Umfang sind die PVL 
verpflichtet, geschlechterspezifische Indikatoren etwa im Rahmen der Qualitätssicherung 
und des laufenden Monitorings zu erheben und an das BMLFUW zu berichten.
Um Beamte auf höherer ministerieller Ebene für mehr Chancengleichheit von 
Frauen und Männern zu sensibilisieren, startete Anfang 2000 die erste Initiative. Im 
Jahr 2002 wurde von der Gender Mainstreaming-Beauftragten des BMLFUW12 eine 
Arbeitsgruppe Gender Mainstreaming gebildet, zu der sie viele VertreterInnen der 
mittleren Führungsebene zur Mitarbeit einlud. Als erste Schritte wurden Leitfäden zu 
geschlechtergerechtem Sprachgebrauch und zu geschlechtersensibler Mediengestal-
tung erarbeitet. 2007 wurde vom Präsidium des BMLFUW erstmals ein Budget für 
Gender Mainstreaming-Maßnahmen genehmigt. In regelmäßigen  Abständen werden 
die MitarbeiterInnen des Ressorts über Aktivitäten der Arbeitsgruppe informiert. Der 
Gender Mainstreaming-Beauftragten war es besonders wichtig, dass Chancengleich-
heit und Geschlechtergerechtigkeit im Leitbild verankert werden, und dass es dafür 
klare Zielsetzungen gibt.
Die Arbeitsgruppe verfolgt das langfristige Ziel, Gender Mainstreaming im 
BMFLUW strukturell zu verankern. Es wird dabei der Weg der kleinen Schritte  gewählt. 
Extern wurden Studien beauftragt, um Gender-Expertisen zu spezifischen Frage-
stellungen des Ressorts zu erarbeiten. Dabei handelt es sich beispielsweise um das 
12 Expertinneninterview mit Frau Mag.a Elisabeth Freytag am 20. 8. 2009; sie ist Mitglied der Inter-
ministeriellen Arbeitsgruppe (IMAG) Gender Mainstreaming/ Budgeting.
 Umsetzung von Gender Mainstreaming in der ländlichen Entwicklung in Österreich 221
www.sws-rundschau.at SWS-Rundschau (50. Jg.) Heft 2/ 2010 : 207–227
Positionspapier »Argumente für die Implementierung von Gender Mainstreaming« 
(ÖGUT 2007) oder um die Studie »Genderkriterien bei der Fördervergabe durch 
 Ministerien« (BMLFUW 2008b). Das nächste Projekt wird die Umsetzung von Gender 
Mainstreaming im Vergaberecht sein. Als große Herausforderung sieht die Gender 
Mainstreaming-Beauftragte die Implementierung von Gender Budgeting in ihrem 
 Ressort. Ab 2010 muss in allen Bundesministerien das Budget geschlechtergerecht 
 gestaltet werden, dafür liefen erste Pilotprojekte. Ressortintern gibt es auf institutionel-
ler Ebene schon seit rund zehn Jahren zunehmend Aktivitäten zur Durchführung von 
Gender Mainstreaming. 
5.  Umsetzung von Gender Mainstreaming in ländlichen 
Entwicklungsprogrammen in Österreich
Die ländliche Entwicklungspolitik und ihre Förderprogramme sind für die ländlichen 
Regionen in Österreich von großer Bedeutung. Dieses Kapitel untersucht, wie Gender 
Mainstreaming in den drei von der EU kofinanzierten Österreichischen Programmen 
für die Entwicklung des ländlichen Raums umgesetzt wurde bzw. wird.
5.1 Förderperiode 1995 bis 1999
Nach dem österreichischen EU-Beitritt 1995 intervenierten zunächst alle drei Struktur-
fonds – Europäischer Strukturfonds (ESF), Europäischer Fonds für Regionalentwick-
lung (EFRE) und der Europäische Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt-
schaft (EAGFL) – bei den Strukturfondsprogrammen für das Ziel 5b »Förderung der 
Entwicklung des ländlichen Raums«. Die Formulierung und Umsetzung der ersten 
EU-Förderprogramme für den ländlichen Raum (1995 bis 1999) war vor allem im Hin-
blick auf Abstimmungserfordernisse zwischen den einzelnen fondsverantwortlichen 
Bundesministerien sowie den Landesverwaltungen eine große He rausforderung. Schon 
in diesem Zeitraum hatte die Verpflichtung insbesondere für den ESF bestanden, die 
Chancengleichheit von Frauen und Männern zu fördern. In Ziel 5b-Regionen wurden 
damals vielfach geschlechterspezifische Benachteiligungen und Zugangsbarrieren zu 
den regionalen Arbeitsmärkten für Frauen sowie die oft unzu reichende Ausstattung 
mit sozialer Infrastruktur (Kinder- und Altenbetreuung) konstatiert. Obwohl die 
schlechteren Teilnahmechancen von Frauen auf den regionalen Arbeitsmärkten be-
kannt waren, enthielten die Einheitlichen Programmplanungsdokumente (EPPD) nur 
in geringem Ausmaß spezifische Maßnahmen (Oedl-Wieser 2000). Resümierend muss 
festgestellt werden, dass in den Ziel 5b-Programmen der Förderperiode 1995 bis 1999 
lediglich in vom ESF geförderten Maßnahmen Aspekte zur  Berücksichtigung der 
Chancengleichheit enthalten waren, während es in den beiden anderen Fonds (EFRE, 
EAGFL) kaum Ansatzpunkte gab (ÖROK 2002, 164).
5.2 Förderperiode 2000 bis 2006
In der darauf folgenden Strukturfondsperiode (2000 bis 2006) wurde das Programm 
für die Entwicklung des ländlichen Raums nicht mehr aus Strukturfondsmitteln, son-
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dern aus Mitteln der Gemeinsamen Agrarpolitik – zweite Säule13 – finanziert. Das 
bedeutete, dass sich für dieses nationale Programm einerseits die Koordination 
 zwischen den Ressorts verringerte, und dass andererseits die Mittel zum überwiegen-
den Teil in der Landwirtschaft und nur zu einem sehr geringen Anteil sektorüber-
greifend eingesetzt wurden. Trotz der allgemeinen Verpflichtung für Gender Main-
streaming auch in der ländlichen Entwicklungspolitik lässt sich feststellen, dass in 
diesem österreichweit wirksamen ländlichen Entwicklungsprogramm (BMLFUW 
2003) die Arbeits- und Lebensverhältnisse von Frauen in ländlichen Regionen nur 
 unzureichend und auf Basis nicht zeitgemäßer Daten analysiert wurden. Weiters fehl-
ten weitgehend frauenspezifische oder geschlechterrelevante Maßnahmenformulierun-
gen (Oedl-Wieser 2004). Auf personenbezogene Bildungsmaßnahmen entfielen ledig-
lich 0,6 Prozent der Fördermittel, auf sektorübergreifend wirkende Maßnahmen zur 
Anpassung und Entwicklung ländlicher Gebiete bloß 3,3 Prozent (BMLFUW 2008a). 
Insgesamt wurden in Bereichen, in denen Frauen in ländlichen Regionen verstärkt 
aktiv sind (Diversifizierung von landwirtschaftlichen Tätigkeiten, Bildung), nur sehr 
geringe Mittel eingesetzt. Aber auch in der Evaluierung und im Monitoring fand das 
Querschnittsthema Chancengleichheit in einem viel geringerem Ausmaß Berücksich-
tigung als jenes der Nachhaltigkeit. Beispielsweise wurde bei der Vergabe von 
 begleitender Evaluierungsforschung das Nachhaltigkeitsthema mit 56 Projekten be-
dacht (BMLFUW 2008a).
5.3 Förderperiode 2007 bis 201314
In dieser Förderperiode kommen die Mittel der Europäischen Union nur mehr aus 
dem ausschließlich für den ländlichen Raum zuständigen Fonds ELER. Im Rahmen 
der Vorbereitung für die laufende Förderperiode (2007 bis 2013)15 wurden vom 
BMLFUW so genannte »Dialogtage« zur breiteren Diskussion und zur inhaltlichen 
Ausrichtung des Programms abgehalten. Auch Frauenorganisationen im Agrarbereich 
(ARGE Bäuerinnen) und Nichtregierungsorganisationen (NGOs) nahmen daran teil, 
wobei vor allem NGOs16 schriftliche Eingaben zum Thema Chancengleichheit und 
Gleichstellung von Frauen und Männern beim Dialogprozess machten. Da sich jedoch 
abzeichnete, dass auch in dieser Periode dieses Thema nicht behandelt werden würde, 
kam es im September 2006 zu einem Treffen von Parlamentarierinnen, Frauenbeauf-
13 Im Zuge der Agenda 2000 wurde die ländliche Entwicklung als zweite Säule der Gemeinsamen 
Agrarpolitik neben der Markt- und Preispolitik (Säule 1) etabliert.
14 Die Ausführungen in diesem Abschnitt stützen sich im Wesentlichen auf Auskünfte der beteiligten 
Frauengruppen und NGOs sowie auf Erfahrungen der Autorin als Beteiligte im so genannten »velvet 
triangle«. Aus diesem Grund sind Quellenangaben schwer möglich. 
15 Für personenbezogene Fördermaßnahmen stehen nur begrenzt Mittel zur Verfügung. So sind etwa 
für Bildungsmaßnahmen rund 1,4 Prozent des Gesamtbudgets veranschlagt. In den sektorüber-
greifenden Programmschwerpunkten »3: Lebensqualität im ländlichen Raum und Diversifizierung 
der ländlichen Wirtschaft« (7 Prozent des Gesamtbudgets) sowie »4: Umsetzung des Leader-Kon-
zepts« (5 Prozent) sind Maßnahmen zur Ausdifferenzierung der regionalen Wirtschaft sowie zur 
Verbesserung der Lebensqualität der ländlichen Bevölkerung vorgesehen. 
16 Etwa die ÖBV (Österreichische Bergbauern- und Bergbäuerinnenvereinigung – via campesina austria).
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tragten, Gender-Expertinnen der Sozialpartner, Vertreterinnen von Frauenberatungs-
stellen, von Wissenschafterinnen und Beamtinnen: Dabei wurde die Forderung for-
muliert, dass Chancengleichheit und Gleichstellung von Frauen und Männern im 
Programm LE 07–13 zum Thema werden muss. Da das Programm kurz vor der Fertig-
stellung stand, konnten zwar in Kapitel 15 noch die pro-aktive Förderung von Frauen 
sowie die Bevorzugung von frauen- und genderspezifischen Projekten aufgenommen 
werden, von einer integrativen Behandlung des Themas kann jedoch kaum die Rede 
sein. Auch in dieser Periode fehlte der politische Wille, Chancen gleichheit in der länd-
lichen Entwicklungspolitik aktiv voranzutreiben. Inwieweit der Druck von Frauenseite 
nicht stark genug war, kann im Nachhinein schwer beurteilt werden. Es scheint jedoch, 
dass die Zusammenarbeit im so genannten »velvet triangle« zu spät einsetzte und dass 
der Einfluss auf die Programmgestaltung daher sehr gering war.
Um in der laufenden Periode das Programm LE 07–13 doch noch stärker auf Chancen-
gleichheit und Gleichstellung von Frauen und Männern zu verpflichten, ist es notwen-
dig, etwa durch Forschungsaufträge im Rahmen der begleitenden Evaluierungs-
forschung Gender-Expertise aufzubauen bzw. zusammenzuführen. Besonders wichtig 
wäre es jedoch auch, vermehrt frauen- und genderrelevante Projekte einzureichen oder 
Frauen insbesondere bei Projekteinreichungen zu unterstützen. Dazu fehlen jedoch 
bisher geeignete Unterstützungsstrukturen. Die große Herausforderung bei solchen 
Projekten liegt darin, dass sie überwiegend sektorübergreifend formuliert sind und 
somit die Zuordnung schwieriger wird. In den Verwaltungsstrukturen der schwer-
punktverantwortlichen Landesstellen, die für die Genehmigung der Projekte zuständig 
sind, ist es oft sehr schwer, eine zuständige Abteilung zu finden, die das Projekt 
 bearbeitet, unterstützt und dafür beratend tätig ist. Auch hier sind der politische Wille 
und die Gender-Kompetenz der bearbeitenden BeamtInnen wesentlich.
Im Begleitausschuss17 für das Programm LE 07–13 wurde auf Antrag der NGO-
Vertreterin für Chancengleichheit eine Chancengleichheits-Arbeitsgruppe für die 
 Dauer eines Jahres eingerichtet, die neben der Sensibilisierung von VertreterInnen der 
Förderstellen des Bundes und der Länder auch mehr Chancengleichheitsprojekte zum 
Ziel hat.18 Dass die Einreichung von Projekten im Vergleich zur vorangegangenen 
 Periode schwieriger geworden ist, zeigen erste Erfahrungen vor allem im Schwerpunkt 
4: Leader, wo es um die integrierte ländliche Entwicklung unter Beteiligung der lokalen 
Bevölkerung geht (Oedl-Wieser 2010b). Besonders bei Projekten mit Querschnitts-
charakter – wie meist bei sozialen und geschlechterspezifischen Fragestellungen der 
Fall – ist es schwierig, diese einer Maßnahme im Programm zuzuordnen.
17 Dieses Gremium begleitet die Umsetzung des Programms für die Entwicklung des ländlichen 
Raums. 
18 Ein Beispiel für solche Projekte ist etwa das Projekt »Weiterbildungsschiene Energie- und Mobilitäts-
beratung für Personen mit Betreuungspflichten in peripheren Regionen«, umgesetzt in der 
Achse 4 (Leader), in dem neun Frauen eine Ausbildung zur Energieberaterin im Salzburger Pongau 
absolvierten. Ein weiteres Beispiel: Im Herbst 2010 wird das Bildungsprojekt zum Thema »Zukunfts-
orientierte Agrarwirtschaftliche  Motivation« (ZAM) gestartet. Das Lehrgangsmodul »Ich setze mich 
ein! – Kompetenzen zum Erfolg« wurde speziell für Bäuerinnen konzipiert, um ihnen Kompetenzen 
für die Mitarbeit in agrarischen Gremien zu vermitteln.
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6. Resümee und Ausblick 
Der Weg zur normativen Festschreibung von Chancengleichheit und Gleichstellung 
von Frauen und Männern im Primärrecht der EU war ein langer. Doch seit Inkraft treten 
des Amsterdamer Vertrags im Jahr 1999 ist Geschlechtergleichstellung ein zentrales Ziel. 
Mit Hilfe des operativen Instruments Gender Mainstreaming soll Geschlechter politik 
in allen Tätigkeitsfeldern der EU umgesetzt und die geschlechterspezifische Diskrimi-
nierung bekämpft werden. Obwohl es erste Fortschritte bei der Umsetzung von Gender 
Mainstreaming in den Mitgliedstaaten gibt, muss festgestellt werden, dass dies für den 
Bereich der ländlichen Entwicklungspolitik nicht zutrifft.
In der europäischen und nationalen ländlichen Entwicklungspolitik wird in Richtlinien 
und Programmen seit vielen Jahren mehr Chancengleichheit, insbesondere eine stärkere 
Beteiligung von Frauen und Jugendlichen sowie von anderen benachteiligten Gruppen, 
gefordert. Dieser Programm-Rhetorik steht in Österreich nach wie vor eine Praxis 
gegenüber, die sich den formulierten politischen Zielen bestenfalls sehr langsam an-
nähert. Vielmehr kann die Umsetzung von Gender Mainstreaming innerhalb der 
 österreichischen ländlichen Entwicklungspolitik auch in der nunmehr dritten Förder-
periode nach dem EU-Beitritt 1995 eher als zaghaftes Herantasten denn als integrierte 
Anwendung bezeichnet werden. 
Vor allem in der Förderpolitik ist keine offensive Haltung zu bemerken, um das 
Potenzial von Gender Mainstreaming für die Transformation ungleicher Geschlechter-
verhältnisse in ländlichen Regionen zu nutzen und als Bereicherung für die Fachpolitik 
anzunehmen. In jene Förderbereiche, die Frauen verstärkt nützen – Bildung, Maß-
nahmen im Schwerpunkt Lebensqualität im ländlichen Raum, Diversifizierung der 
ländlichen Wirtschaft sowie Leader –, fließen nach wie vor nur sehr begrenzte Mittel. 
Resümierend ist festzustellen, dass die Programme für die Entwicklung des ländlichen 
Raums in Österreich eher strukturkonservierend gewirkt haben, als dass sie die Frauen 
oftmals benachteiligenden Verhältnisse in ländlichen Regionen aktiv verändert hätten. 
Es zeigen sich jahrelange Versäumnisse, die Strategie des Gender Mainstreaming so-
wohl in der inhaltlichen Gestaltung (Maßnahmen, Pilotprojekte etc.) als auch im Um-
setzungsprozess (Programmierung, Durchführung, Evaluierung) effektiv zu verankern. 
Damit wurde der Transformationscharakter, der eigentlich in dieser Strategie enthalten 
ist, nicht genutzt – vielmehr wurden die bestehenden Verhältnisse aufrechterhalten.
Angesichts der noch immer benachteiligten Situation von Frauen am Land ist es 
wesentlich, dass die gut dotierten Programme zur ländlichen Entwicklung klare 
 Akzente – in Form von finanziellen Ressourcen – setzen. Auch wenn Frauen die »nor-
malen« Fördermöglichkeiten offenstehen, so erscheint ein aktives Vorgehen in Form 
eigener »Förderschienen« oder Pilotprojekte etwa für Bildung, Vernetzungsstrukturen 
oder Unternehmensgründungen von Frauen sinnvoll, um die bestehenden Ungleich-
heitsstrukturen in ländlichen Regionen abzubauen. Für eine geschlechterdemokrati-
sche Entwicklung am Land gibt es weitere wichtige Voraussetzungen: eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe von Frauen auf allen Entscheidungsebenen, eine Umverteilung von 
Erwerbs-, Familien- und ehrenamtlicher Arbeit zwischen Frauen und Männern sowie 
einen lebendigen Dialog und eine neue Konfliktkultur zwischen allen Beteiligten.
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